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In eigener Sache 

 

Heute erhalten Sie unsere dritte Mandanteninformation des Jahres 2024. Die Kommunalwahlen in 

Thüringen liegen gerade hinter uns und in Sachsen stehen sie unmittelbar bevor. Passend dazu hatte der 

IVVB e.V. am 11.04.2024 in den Räumen der Universität Leipzig zu einem Vortrag der Richterin am 

Bundesverwaltungsgericht Dr. Gamp zu den Grenzen zulässiger Plakatierung im Straßenwahlkampf 

geladen. Hoffen wir, dass sich alle Parteien und Wählervereinigungen an die von der Rechtsprechung 

entwickelten Grundsätze halten. 

 

Am 06.06.2024 werden Ihnen Frau Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen und Frau Rechtsanwältin Nele 

Harpke-Gläser die nationalen Regelungen zur Umsetzung des europäischen Hinweisgeberschutzes 

vorstellen. Die sich daraus für Städte und Gemeinden ergebenden Pflichten sind in § 76a 

Kommunalverfassungsgesetz Sachsen-Anhalt bereits geregelt. In Sachsen befindet sich das Sächsische 

Hinweisgebermeldestellengesetz noch im parlamentarischen Verfahren. Eine Verabschiedung wird 

voraussichtlich noch vor der Sommerpause erfolgen.  

 

In der Mandanteninformation finden Sie wie gewohnt aktuelle Entscheidungen aus den von uns 

bearbeiteten Rechtsgebieten.  

 

Wir wünschen Ihnen eine ertragreiche Lektüre und viele sonnige Stunden! 

 

Ihre  

 

SchmuckDäumichen Rechtsanwälte 
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Arbeitsgericht Essen - Inflationsausgleich für Arbeitnehmer in Elternzeit 

 

Das Arbeitsgericht Essen hat in seinem Urteil vom 16.04.2024 – AZ: 3 Ca 2231/23 entschieden, dass  im 

Anwendungsbereich des TVöD-VKA der Ausschluss von Arbeitnehmern in Elternzeit von Zahlungen der 

Inflationsausgleichsprämie nicht gerechtfertigt ist. Arbeitnehmer im Anwendungsbereich des TVöD 

hätten daher einen Anspruch auf Zahlung der Inflationsausgleichsprämie, auch wenn sie zum 

maßgeblichen Zeitpunkt in Elternzeit waren. 

 

Dieser Ausschluss ergibt sich aus § 2 des Tarifvertrags über Sonderzahlungen zur Abmilderung der 

gestiegenen Verbraucherpreise (kurz: TV Inflationsausgleich), weil dort als Voraussetzung für die Zahlung 

der Bestand des Arbeitsverhältnisses sowie ein Anspruch auf Entgelt zu einem bestimmten Zeitpunkt 

verlangt wird. Arbeitnehmer in Elternzeit haben diesen Anspruch auf Entgelt, zumindest nach den 

Regelungen des Tarifvertrages, zu dem bestimmten Zeitpunkt jedoch nicht. 

 

Nach Auffassung des Arbeitsgerichts stellt dieser Ausschluss von Arbeitnehmern in Elternzeit einen 

Verstoß gegen den allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatz dar. Dieser Grundsatz sei die 

„fundamentale Gerechtigkeitsnorm“ und eine „ungeschriebene Grenze der Tarifautonomie“, deren 

Verletzungen die Gerichte zu unterbinden hätten. Entscheidend im vorliegenden Fall sei gewesen, dass 

einige Konstellationen mit dem Anspruch auf Entgelt – und damit mit dem Anspruch auf die Zahlung der 

Inflationsausgleichsprämie – gleichgesetzt seien, jedoch andere, wie beispielsweise die Inanspruchnahme 

von Elternzeit, hingegen nicht. Anspruch auf die Zahlung der Prämie hätten beispielsweise Arbeitnehmer, 

welche im maßgeblichen Zeitraum lediglich einen Krankengeldzuschuss vom Arbeitgeber erhalten 

hätten. Die Ungleichbehandlung der Arbeitnehmer in Elternzeit sei dementgegen für das Arbeitsgericht 

Essen nicht nachvollziehbar. 

 

Das Urteil ist - soweit ersichtlich - nicht rechtskräftig. Ob sich das Arbeitsgericht Essen mit seiner 

Auffassung durchsetzt, bleibt abzuwarten. 

 

Torsten Geißler 

Rechtsanwalt 
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„Die Legalisierung“ von Cannabis – im arbeitsrechtlichen Kontext 

 

Zum 01.04.2024 ist das „Gesetz zum kontrollierten Umgang mit Cannabis und zur Änderung weiterer 

Vorschriften“ (CanG) in Kraft getreten. Ein Artikel des neuen Gesetzes regelt die Einführung des 

Konsumcannabisgesetztes (KCanG). Der Beitrag soll einen kurzen Überblick zur Thematik im 

arbeitsrechtlichen Bezug bieten.  

 

Was regelt das KCanG?  

Das KCanG verbietet auch – wie bisher – grundsätzlich den Besitz, den Anbau, die Herstellung, etc. von 

Cannabis. Das neue Gesetz sieht jedoch für den Besitz von Cannabis erlaubte Ausnahmen vor. Diese 

beziehen sich auf Personen mit einem Alter von über 18 Jahren und erlauben den Besitz von 50 Gramm 

am Wohnort oder am gewöhnlichen Aufenthalt. An anderen Orten dürfen Personen mit einem Alter von 

über 18 Jahren 25 Gramm besitzen.  

 

Nicht grundsätzlich, sondern nur für einzelne Bereiche, verboten ist der Konsum für bestimmte Bereiche; 

zum Beispiel Sichtbereiche von Schulen, Kinderspielplätzen, Fußgängerzonen. 

Das Gesetz enthält darüber hinaus Regelungen beispielsweise zum legalen Anbau, zur Prävention sowie 

zu Straf- und Bußgeldtatbeständen. 

 

Was galt bereits bisher – und gilt weiter?  

Auch weiterhin ist Cannabis insbesondere als berauschendes Mittel im Sinne der Bußgeldvorschriften des 

Straßenverkehrsgesetzes eingestuft. Somit handelt regelmäßig ordnungswidrig, wer unter der Wirkung 

von Cannabis im Straßenverkehr ein Kraftfahrzeug führt. Maßgeblich dafür, ob diese Wirkung vorliegt, ist 

der Nachweis im Blut. Insbesondere für die Personenbeförderung gelten darüber hinaus 

spezialgesetzliche Verbote. Zudem kommt insbesondere im Straßenverkehr die Verwirklichung von 

Straftatbeständen in Betracht.  

 

Was hat der Arbeitgeber zu beachten?  

Die oben in Grundzügen dargestellten Regelungen gelten auch während der Arbeitszeit und auf dem 

Betriebsgelände. Der Arbeitgeber muss darüber hinaus unterbinden, dass Beschäftigte sich selbst oder 

andere gefährden. 

 

Sobald der Arbeitgeber eine solche Gefahr erkennt, insbesondere, weil (möglicherweise berauschte) 

Beschäftigte Kraftfahrzeuge führen wollen, muss er dies regelmäßig verhindern. Als Indiz für den Rausch 

des Betroffenen kann ein Schnelltest dienen. Sicher nachgewiesen kann der Rausch entsprechend der 

gesetzlichen Vorgaben regelmäßig erst mit dem Nachweis im Blut.  
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Kann der Arbeitgeber den Konsum von Cannabis generell verbieten?  

Eine klare und rechtssichere Antwort auf diese Frage gibt es derzeit nicht, weil ein absolutes Verbot auch 

den Freizeitbereich der Arbeitnehmer betrifft; der Arbeitnehmer also rechtzeitig zum Arbeitsbeginn 

komplett rauschfrei sein müsste. Die Grenzen eines möglichen Verbots sind daher fließend um im 

Einzelfall unterschiedlich. Sofern beispielsweise sicherheitsrelevante Bereiche betroffen sind, lässt sich 

ein absolutes Verbot eher rechtfertigen als außerhalb solcher Bereiche. Erreicht werden kann ein solches 

Verbot regelmäßig auch durch Betriebs-/Dienstvereinbarungen sowie Tarifverträge. Während der 

Arbeitszeit kann der Konsum von Cannabis untersagt werden.  

 

Was folgt aus dem Rausch am Arbeitsplatz? 

Derartiges Verhalten des Beschäftigten ist im Regelfall eine Verletzung der arbeitsvertraglichen Pflichten. 

Als Sanktionen kommen eine Abmahnung sowie als ultima-ratio die Kündigung in Betracht. Sofern der 

Beschäftigte nicht in der Lage ist, seine Arbeitsleistung vertragsgemäß zu erbringen, kann der Anspruch 

auf Entgeltzahlung entfallen.  

 

Auch hier sind jedoch die Umstände des Einzelfalls entscheidend, insbesondere, sofern eine 

Suchtkrankheit vorliegt. Insofern wäre die Verletzung von arbeitsvertraglichen Pflichten – 

möglicherweise – unverschuldet und es könnte ein Entgeltfortzahlungsanspruch nach dem 

Entgeltfortzahlungsgesetz bestehen.  

 

Was änderte das CanG aus arbeitsrechtlicher Sicht noch?  

Ein weiterer Teil ändert die Regelungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes, sodass Ausbilder bei 

bestimmten Straftaten im Bezug mit den neuen Cannabisregelungen nicht mehr ausbilden dürfen sowie 

der Arbeitsstättenverordnung, wonach Arbeitgeber die nichtrauchenden Beschäftigten auch vor Rauchen 

und Dämpfen von Cannabisprodukten schützen müssen. 

 

Torsten Geißler 

Rechtsanwalt 
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OVG Sachsen-Anhalt: Anspruch des Nachbarn auf bauaufsichtliches Einschreiten bei 

Verstoß gegen Abstandsflächen 

 

Das Oberverwaltungsgericht das Landes Sachsen-Anhalt hat mit Beschluss vom 22.12.2023 – 2 L 53/23.Z 

zu den Voraussetzungen eines Anspruchs auf bauaufsichtliches Einschreiten bei einem Verstoß gegen die 

Regelungen zu den Abstandsflächen entschieden.  

 

Der Fall hat eine relativ lange Vorgeschichte. Bereits 1980 wurde aufgrund einer städtischen Zustimmung 

ein Bungalow errichtet. Dieser wurde allerdings nicht grenzständig gebaut, sondern etwa 25 cm über die 

Grenze zum Nachbargrundstück. Im Jahr 2010 wurde das Grundstück mit dem Bungalow verkauft. Die 

neuen Eigentümer beantragten eine Baugenehmigung zur Nutzungsänderung des Bungalows in ein 

Wohnhaus mit einem Anbau. Dabei sollte die über die Grundstücksgrenze gebaute Wand auf die Grenze 

zurückgesetzt und das darin befindliche Fenster geschlossen werden. Die Baugenehmigung wurde 2012 

erteilt. Hiergegen legten die Nachbarn und späteren Kläger Widerspruch ein. Ein Eilantrag der Nachbarn 

wurde abgelehnt. Die Grundstückseigentümer machten trotz des Widerspruchs von der 

Baugenehmigung Gebrauch und stellten das Bauvorhaben 2013 fertig. In dem anschließenden 

Klageverfahren hob das Oberverwaltungsgericht im Jahr 2016 die Baugenehmigung auf, weil ein Verstoß 

gegen die Vorschriften zu den Abstandsflächen vorliege. Dies gelte auch dann, wenn das Vorhaben für 

sich genommen abstandsflächenneutral sei.  

 

Im Jahr 2017 beantragten die Grundstückseigentümer eine erneute Baugenehmigung mit einer 

Abweichung von den Regelungen zu den Abstandsflächen. Die Bauaufsichtsbehörde ließ die Abweichung 

zu und erteilte die beantragte Baugenehmigung. Hiergegen legten die Nachbarn erneut Widerspruch ein. 

Das Landesverwaltungsamt hob die Baugenehmigung wegen eines Verstoßes gegen das 

Abstandsflächenrecht auf. Die hiergegen von den Grundstückseigentümern erhobene Klage wurde 2020 

abgewiesen, weil ein Anspruch auf die beantragte Abweichung nicht bestehe.  

 

Bereits 2017 hatten die Nachbarn einen Antrag auf bauaufsichtliches Einschreiten bei der 

Bauaufsichtsbehörde gestellt. Da der Antrag abgelehnt wurde, erhoben die Nachbarn Klage auf 

bauaufsichtliches Einschreiten. Das Verwaltungsgericht Magdeburg gab der Klage statt und verpflichtete 

die Behörde, die Beseitigung des Gebäudeteils anzuordnen, der sich innerhalb der Abstandsflächen 

befindet. Den hiergegen gerichteten Antrag auf Zulassung der Bauaufsichtsbehörde hat das 

Oberverwaltungsgericht mit Beschluss vom 22.12.2023 abgelehnt.  

 

Nach der Rechtsprechung des Senats führe das Vorliegen der tatbestandlichen Voraussetzungen des 

§ 79 Satz 1 BauO LSA für den Erlass einer Beseitigungsanordnung nicht automatisch zu einem Anspruch 

des Nachbarn auf bauaufsichtliches Einschreiten. Nach dieser Vorschrift stehe es vielmehr grundsätzlich 

im pflichtgemäßen Ermessen der Bauaufsichtsbehörde, ob sie wegen im Widerspruch zu öffentlich-

rechtlichen Vorschriften errichteter Anlagen einschreitet oder nicht. Ein Anspruch des Nachbarn auf 

bauordnungsbehördliches Einschreiten folge aus § 79 Satz 1 BauO LSA erst dann, wenn die bauliche 
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Anlage nicht durch eine bestandskräftige Baugenehmigung gedeckt wird, die Anlage materiell 

rechtswidrig ist und den Nachbarn in seinen Rechten verletzt, dieser seine Abwehrrechte nicht verwirkt 

hat, der Rechtsverstoß nicht auf andere Weise als durch die (teilweise) Beseitigung behoben werden kann 

und das Ermessen der Behörde auf Null reduziert ist. Die Bauaufsichtsbehörde habe die für und gegen ein 

Einschreiten sprechenden Gesichtspunkte sachgerecht abzuwägen und bei der Verletzung 

nachbarschützender Vorschriften neben dem besonderen öffentlichen Interesse an der 

Wiederherstellung baurechtmäßiger Zustände auch die Interessen des in seinen Rechten verletzten 

Nachbarn zu berücksichtigen. Ein Rechtsanspruch des Nachbarn auf bauaufsichtliches Einschreiten 

bestehe grundsätzlich nur bei einem materiell erheblich ins Gewicht fallenden Verstoß bzw. einer spürbar 

nachhaltigen Beeinträchtigung des Nachbarn. 

 

Bei einem Verstoß gegen nachbarschützende Vorschriften des öffentlichen Baurechts über 

Abstandsflächen sei das der Behörde gemäß § 79 Satz 1 BauO LSA eingeräumte Ermessen in aller Regel 

dahin auf Null reduziert, dass gegen das baurechtswidrige Vorhaben eingeschritten werden muss. 

Bauordnungsrechtliche Abstandsflächenvorschriften gehörten mit ihrem unmittelbaren räumlichen 

Bezug zu Nachbargrundstücken zum Kernbestand des öffentlichen Baunachbarrechts. Ihre 

nachbarschützende Wirkung bestehe nach Sinn und Zweck der Abstandsflächenvorschriften 

grundsätzlich unabhängig von einer tatsächlich feststellbaren Beeinträchtigung des Nachbarn. Soweit sie 

Nachbarschutz vermitteln, indiziere bereits ihre Verletzung die Beeinträchtigung des Nachbarn in 

Belangen, deren Schutz die Abstandsflächenvorschriften dienen. Einer Einzelfallprüfung bedürfe es 

regelmäßig nicht, wenn - wie hier - die Mindesttiefe der Abstandsfläche nach § 6 Abs. 5 BauO LSA 

unterschritten wird, kein Sonderfall i.S.d. § 6 Abs. 9 BauO LSA vorliegt und keine Abweichung gemäß 

§ 66 BauO LSA zugelassen werden kann. In einem solchen Fall sei dem Nachbarn die durch den Verstoß 

gegen § 6 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. Abs. 2 Satz 1 BauO LSA indizierte Beeinträchtigung seiner durch das 

Abstandsflächenrecht geschützten Belange grundsätzlich nicht zumutbar. Allenfalls in Bagatellfällen, bei 

denen es um Über- oder Unterschreitungen um wenige Zentimeter geht, könne aus Gründen der 

Verhältnismäßigkeit ausnahmsweise eine andere Bewertung angezeigt sein. 

 

Diese Grundsätze gelten jedenfalls dann, wenn einem Antrag auf bauaufsichtliches Einschreiten ein 

Klageverfahren des Nachbarn vorausgegangen ist. Es sei anerkannt, dass ein Bauherr, der ein Vorhaben 

auf der Grundlage einer noch nicht bestandskräftigen Baugenehmigung verwirklicht, das Risiko in Kauf 

nimmt, bei einem Erfolg einer baurechtlichen Nachbarklage die bauliche Anlage wieder beseitigen zu 

müssen. Wenn der Bauherr in Kenntnis dieses Risikos das Bauvorhaben fertigstellt, gehe dies zu seinen 

Lasten. Nach diesen Grundsätzen habe die Behörde einschreiten müssen. Dabei sei es unerheblich, dass 

im Vergleich zum vorherigen Bungalow ein geringerer Verstoß vorliege. 

 

Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
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VG Magdeburg zur Verjährung bei Ausgleichsbeträgen nach § 154 Abs. 1 BauGB 

 

Im Urteil vom 21.03.2024 – 4 A 171/22 MD hat das VG Magdeburg folgende Rechtsansicht vertreten:  

 

Nach § 13b Satz 1 KAG-LSA ist eine Abgabenfestsetzung unabhängig vom Entstehen einer Abgabenpflicht 

zum Vorteilsausgleich mit Ablauf des zehnten Kalenderjahres, das auf den Eintritt der Vorteilslage folgt, 

ausgeschlossen. Für den Beginn dieser Ausschlussfrist kommt es nicht auf die auch durch Rechtsakte 

bedingte Beendigung der Sanierung im Sinne des §§ 162 und 163 BauGB an, sondern maßgebend ist allein 

der Zeitpunkt der Beendigung der tatsächlichen Durchführung der Sanierung im Sinne des 

§ 162 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 i. V. m. § 146 Abs. 1 BauGB als Eintritt des Sanierungsvorteils. 

 

Zudem hat das VG Magdeburg klargestellt, dass in dem Fall der Anforderung eines Ausgleichsbetrags 

(§ 154 Abs 1 BauGB) im Zuge des Abschlusses der Sanierung der anzuwendende Wertermittlungsstichtag 

durch den Zeitpunkt der Entstehung des Ausgleichsbetrags (§ 154 Abs 3 S 1 BauGB) mit dem Abschluss 

der Sanierung (§§ 162 und 163 BauGB) gesetzlich bestimmt ist. Nur in dem Fall einer Vorauszahlung  

(§ 154 Abs 6 BauGB) ist der Gemeinde ein Entscheidungsspielraum für die Konkretisierung des 

Wertermittlungsstichtags eingeräumt. (Anschluss an OVG LSA, Beschluss vom 20. November 2023 – 

2 L 87/23 -, juris, Rn. 19). 

 

Das VG Magdeburg hat die angefochtenen Bescheide aufgehoben. 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
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Vaterschaftsanfechtung durch leibliche Väter als Elterngrundrecht 

 

Der Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts hat mit Urteil vom 09. April 2024 –1 BvR 2017/21 -

entschieden, dass die gesetzliche Regelung über das Recht des leiblichen Vaters, die rechtliche Vaterschaft 

eines anderen Mannes für sein Kind anzufechten, mit dem Grundgesetz unvereinbar ist, da sie dem 

Elterngrundrecht leiblicher Väter nicht hinreichend Rechnung trägt.  

 

Die für mit dem Grundgesetz unvereinbar erklärte Regelung in § 1600 Abs. 2, Abs. 3 Satz 1 BGB über die 

Vaterschaftsanfechtung bleibt bis zu einer Neuregelung durch den Gesetzgeber, längstens bis zum 30. 

Juni 2025, in Kraft. 

 

Sachverhalt: 

Der Beschwerdeführer ist feststehend leiblicher Vater eines 2020 nichtehelich geborenen Kindes und 

hatte einen Antrag auf Feststellung seiner Vaterschaft gestellt. Mit der Mutter des Kindes führte der 

Beschwerdeführer eine Beziehung und hatte auch nach der Trennung weiterhin Umgang mit seinem 

Kind. Nachdem der Beschwerdeführer einen Antrag auf Feststellung seiner Vaterschaft gestellt hatte, 

erkannte der neue Partner der Mutter die Vaterschaft für das Kind mit ihrer Zustimmung an und ist so 

dessen rechtlicher Vater geworden. 

 

Im Anfechtungsverfahren hat das Oberlandesgericht in zweiter Instanz den Antrag des 

Beschwerdeführers auf Feststellung, er und nicht der rechtliche Vater sei Vater des Kindes, als 

unbegründet abgewiesen. Die Vaterschaftsanfechtung des Beschwerdeführers scheitere an der 

inzwischen bestehenden sozial-familiären Beziehung des neuen Partners der Mutter und rechtlichen 

Vaters zu dem Kind. Mit seiner Verfassungsbeschwerde rügt der Beschwerdeführer eine Verletzung 

seines in Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG gewährleisteten Elternrechts. § 1600 Abs. 2 und 3 BGB in seiner 

Anwendung durch das Gericht mache es ihm als leiblichem Vater unmöglich, die rechtliche Vaterschaft 

für das Kind zu erlangen. 

 

Gründe: 

Das Gericht gelangte zu dem Ergebnis, dass leibliche Väter als Eltern im Sinne von Art. 6 Abs. 2 Satz 1 

Grundgesetz (GG) sich ebenso auf das Elterngrundrecht wie die rechtlichen Eltern des Kindes berufen 

können. Die bisherige Regelung des § 1600 Abs. 2 Alt. 1, Abs. 3 Satz 1 BGB ist mit Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG 

unvereinbar, da sie dem Elterngrundrecht leiblicher Väter nicht hinreichend Rechnung trägt, ohne dass 

dies verfassungsrechtlich gerechtfertigt ist. 

 

Das Elterngrundrecht ist durch die Übernahme von Verantwortung für das Kind seitens der Eltern 

geprägt. Es umfasst nicht allein Rechte im Verhältnis zum und im Umgang mit dem Kind, wie etwa das 

Sorgerecht, sondern schließt die Pflicht zur Pflege und Erziehung des Kindes ein. Zu dieser gehört neben 

der Verantwortlichkeit für das physische, psychische und wirtschaftliche Wohl des Kindes auch, dafür zu 
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sorgen, dass sich das Kind in Ausübung seines eigenen Rechts auf freie Entfaltung seiner Persönlichkeit 

aus Art. 2 Abs. 1 GG zu einer eigenverantwortlichen Persönlichkeit in der sozialen Gemeinschaft 

entwickeln kann. Ist das Elterngrundrecht mit dem Innehaben von Elternverantwortung verbunden, muss 

es Eltern im Sinne von Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG grundsätzlich möglich sein, diese Verantwortung auch 

erhalten und ausüben zu können.  

 

Das Elterngrundrecht bedarf einer Ausgestaltung durch den Gesetzgeber. Er kann dabei — abweichend 

vom bisherigen Recht im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) — die rechtliche Elternschaft des leiblichen 

Vaters neben der Mutter und dem rechtlichen Vater vorsehen. Hält er dagegen an einer Beschränkung 

der rechtlichen Elternschaft auf zwei Elternteile fest, muss zugunsten des leiblichen Vaters ein 

hinreichend effektives Verfahren zur Verfügung stehen, das ihm ermöglicht, anstelle des bisherigen 

rechtlichen Vaters selbst rechtlicher Vater seines Kindes zu werden. Letzterem genügt das bisherige Recht 

vor allem deshalb nicht, weil es nicht erlaubt, eine bestehende oder vormalige sozial-familiäre Beziehung 

zwischen dem Kind und seinem leiblichen Vater sowie dessen bisherige Bemühungen um die rechtliche 

Vaterschaft zu berücksichtigen. 

Anja Pauli 

Rechtsanwältin 
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Immobilienverkauf „Baujahr 1963, renovierungsbedürftig“: Elektroleitungen aus 

Bauzeit stellen keinen Mangel dar! 

 

Das Landgericht Frankfurt am Main hatte in einem von uns vertretenen Verfahren zu verschiedenen 

behaupteten Mängeln aus einem Immobilienverkauf zu entscheiden. Im Exposé wurde das Baujahr der 

Eigentumswohnung mit 1963 angegeben und darauf hingewiesen, dass die Ausstattung aus der Bauzeit 

stammt. Insgesamt sei die Wohnung renovierungsbedürftig. Die spätere Käuferin hatte die Wohnung 

mehrfach besichtigt. Später wurde das Exposé auf „sanierungsbedürftig“ geändert. Im notariellen 

Kaufvertrag wurden alle Rechte wegen Sachmängeln ausgeschlossen, soweit sie nicht arglistig 

verschwiegen wurden. 

 

Die Käuferin ließ die Elektro- und Wasserleitungen erneuern und die Wohnung malern. Sie machte die 

Kosten hierfür gegenüber der Verkäuferin geltend, weil die Wohnung insoweit mangelhaft gewesen sei. 

Außerdem sei die Wohnung mit 88 m² deutlich kleiner als die im Exposé angegebenen ca. 94 m². Dadurch 

sei die Wohnung auch viel weniger wert, was eine Minderung des Kaufpreises rechtfertige.  

 

Mit Urteil vom 25.04.2024 – 2-02 O 577/23 wies das Landgericht die Klage ab. Hinsichtlich der Elektro- 

und Sanitärinstallationen und der Malerkosten bestünden schon keine Mängel. Die Wohnung habe den 

subjektiven und objektiven Anforderungen entsprochen, da sie zum Wohnen geeignet gewesen sei. Die 

Angabe im Exposé mache auch deutlich, dass sich die Wohnung in einem Stand aus dem Jahr 1963 

befinde. Eine vom tatsächlichen Zustand abweichende Beschaffenheitsvereinbarung folge daraus nicht. 

Insoweit folgt des Landgericht Frankfurt am Main der Auffassung des OLG Dresden im Beschluss vom 

16.01.2020 – 4 U 2183/19. Selbst wenn ein Mangel angenommen würde, hätten die Parteien jedenfalls 

einen Gewährleistungsausschluss vertraglich vereinbart. Ein arglistiges Verschweigen von Mängeln 

konnte die Käuferin nicht beweisen. 

 

Die Käuferin habe auch keinen Anspruch auf Minderung wegen der konkreten Wohnungsgröße. Zum 

einen sei im Exposé darauf hingewiesen worden, dass es sich nur um eine Circa-Angabe handelt. Dies 

impliziere die Möglichkeit einer gewissen Abweichung. Dabei sei eine Abweichung von vorliegend etwa 

6% innerhalb eines zu tolerierenden Rahmens, sodass auch insoweit kein Mangel bestanden habe. 

 

Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
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Landgericht Lübeck: Urteil v. 20.02.2024, Az. 10 O 91/23: Erst das Geld, dann die 

Küche? 

 

Der Kläger bestellte 2020 bei der Beklagten eine von dieser zu planende, herzustellende und zu liefernde 

Küche zu einem Preis von 26.950,00 € brutto; einen Betrag i. H. v. 13.475,00 € leistete er als Anzahlung. 

Der zwischen den Parteien geschlossene Vertrag sah u.a. vor: „Der vollständige Restbetrag ist ohne 

Abzüge bei Anlieferung in bar gegenüber unserem Fahrer/Monteur fällig oder kann von Ihnen per 

Vorabüberweisung auf unser Geschäftskonto ausgeglichen werden. Bitte achten Sie in diesem Fall darauf, 

dass der Betrag rechtzeitig bei uns gutschrieben ist, sodass wir bei der Auslieferung Ihrer Küche dem 

Fahrer noch den Zahlungseingangsbeleg mitgeben können.“ 

 

Bei Anlieferung der Küche im Juli 2021 weigerte sich der Kläger, die Restzahlung vor dem Abladen und 

Montieren der Küche zu leisten, weshalb die Monteure diese wieder mitnahmen. Eine vom Kläger im 

September 2021 gesetzte Frist zu Vertragserfüllung binnen zwei Wochen verstrich fruchtlos. Es folgte ein 

Rechtsstreit vor dem LG Lübeck, die Beklagte wurde dazu verurteilt, die Küche zu liefern und zu montieren,  

allerdings nur Zug-um-Zug gegen Zahlung von 13.475,00 €. 

 

Zur Lieferung der Küche kam es weiterhin nicht, weil der Kläger weiterhin die Auffassung vertrat, vor 

Montage der Küche nicht zu Zahlung verpflichtet zu sein. Stattdessen erklärte er den Rücktritt vom 

Kaufvertrag und forderte von der Beklagten die Rückzahlung der geleisteten Anzahlung sowie eine 

Nutzungsausfallentschädigung i.H.v. 13.200,00 € wegen der Nichtmontage der Küche. Die Beklagte trat 

dem mit Verweis auf den entsprechenden Passus im Vertrag entgegen. 

 

Das Landgericht verurteilte die Beklagte zur Rückzahlung des angezahlten Betrages, eine 

Nutzungsausfallentschädigung sei indes vom Kläger nicht zu verlangen: 

 

Es liege ein Vertrag vor, der die Lieferung herzustellender oder zu erzeugender beweglicher Sachen zum 

Gegenstand habe, weshalb gem. § 650 Abs. 1 BGB Kaufrecht anzuwenden sei. Der Schwerpunkt der 

vertraglichen Leistungspflicht liege auf der Verschaffung von Eigentum und Besitz, das ergebe sich auch 

aus dem für die Montage lediglich i.H.v. 750,00 € in Ansatz gebrachte Pauschalbetrag. Der Kläger sei nicht 

dazu verpflichtet gewesen, den ausstehenden Restbetrag vor Ablieferung und Montage der Küche an die 

Beklagte zu zahlen, denn der Vertrag sei insofern unwirksam: 

 

„Die Vereinbarung der vollständigen Zahlung, bevor der Verkäufer mit der von ihm geschuldeten 

Montage als Hauptleistungspflicht begonnen hat, führt zu einer Vorleistungspflicht des Käufers, die mit 

der synallagmatischen Verknüpfung der kaufrechtlichen Hauptleistungspflichten nicht zu vereinbaren 

ist. Der Verstoß der Allgemeinen Geschäftsbedingungen gegen das gesetzliche Leitbild führt im Zweifel 

zu deren Unwirksamkeit. Anderes gilt, wenn die Leitbildabweichung sachlich gerechtfertigt ist und der 

gesetzliche Schutzzweck auf andere Weise sichergestellt wird. […] Die Klausel ist gleichwohl unwirksam, 
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weil die Beklagte die berechtigten Interessen ihrer Kunden in keiner Weise berücksichtigt hat. […] Die 

Kunden werden verpflichtet, vor dem Einbau der anzuliefernden Gegenstände die volle Vergütung zu 

zahlen. Sie verlieren auf diese Weise jedes Druckmittel, falls der Einbau mangelhaft ist. Das ist eine 

unangemessene Benachteiligung des Kunden, mit der die Beklagte ihre Absichten einseitig durchgesetzt 

und nicht für einen sachgerechten Interessenausgleich Sorge getragen hat.“. 

 

Einen Anspruch des Klägers auf Nutzungsentschädigung verneint das Landgericht. Der Verlust von 

Nutzungsvorteilen stelle im vorliegenden Fall keinen ersatzfähigen Schaden i. S. d. §§ 249 ff. BGB dar. 

Denn ein solcher Schaden sei in Fällen, in denen Vertragsgegenstand die Gebrauchsüberlassung an einer 

Sache ist, nur anzunehmen, wenn dem Geschädigten eine ihm bereits gehörende Sache zeitweise 

entzogen oder vertraglich zu gewährende Gebrauchsvorteile oder Nutzungen nicht gewährt würden. Ein 

Nutzungsausfallschaden liege aber nicht vor, wenn eine Sache – wie vorliegend - erst noch hergestellt 

werden müsse. Die bestellte Einbauküche werde erst durch ihre Montage zu einer nutzbaren Sache, bis 

dahin existiere für den Kläger noch überhaupt keine gebrauchstaugliche Sache, weshalb ihm durch die 

verspätete Fertigstellung auch kein Nutzungsvorteil entgangen sei, denn ein Nutzungsvorteil sei nie 

gegeben gewesen. 

 

Nele Harpke-Gläser 

Rechtsanwältin 
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VG Halle zur Pfändung in einem anderen Bundesland 

 

Das VG Halle hat im Beschluss vom 14.05.2024 - 4 B 84/24 HAL ausgeführt, in welchen Konstellationen 

eine sachsen-anhaltinische Behörde in einem anderen Bundesland vollstrecken darf.  

 

Streitgegenständlich war die Zustellung einer Pfändungs- und Einziehungsverfügung gegenüber einer 

Bank, die ihren Sitz im Bundesland Nordrhein-Westfalen hat. Das VG Halle hielt die Zustellung für 

rechtmäßig. Zwar sind Behörden eines Landes nach staatsrechtlichen Grundsätzen, insbesondere dem 

Bundesstaats- und dem Demokratieprinzip, grundsätzlich nur innerhalb des eigenen Landesgebiets zu 

hoheitlichen Eingriffen befugt. Jede rechtswidrige Überschreitung der eigenen Handlungssphäre 

bedeutet einen Einbruch in eine fremde Verbandseinheit. Eine hoheitliche Maßnahme auf dem Gebiet 

eines anderen Landes ist demnach nur zulässig, wenn das betreffende andere Land oder das Bundesrecht 

dies gestattet.  

 

Letzteres war im entschiedenen Verfahren der Fall. Denn nach § 40 Abs. 4 Satz 1 des 

Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen kann die Vollstreckungsbehörde 

die Pfändungsverfügung ohne Rücksicht auf den Wohnsitz, Sitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort des 

Schuldners und Drittschuldners selbst erlassen und auch ihre Zustellung im Wege der Postzustellung 

selbst bewirken. Das gilt nach Absatz 5 Buchstabe a auch, wenn die Vollstreckungsbehörde – wie hier – 

ihren Sitz außerhalb des Landes, jedoch innerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes hat. Auch 

entsprechen die sonstigen hier einschlägigen Vollstreckungsvoraussetzungen des 

Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen den in Sachsen-Anhalt geltenden 

Regelungen. 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 

 


